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Fachbereiche des Liechtenstein-
Instituts nach und nach stärken
Bilanz Anlässlich des gestrigen Mediengesprächs des Liechtenstein-Instituts wurde der Jahresbericht 2011 vorgestellt. Zudem 
informierten die Verantwortlichen über gegenwärtige Projekte und gaben einen Ausblick auf kommende Veranstaltungen.

VON SARAH HILBE

O
bwohl der im internationa-

len Vergleich relativ kleine 

private Verein nur weni-

ge Forschungsbeauftragte 

hat, erregt er zunehmende Aufmerk-

samkeit in der Bevölkerung: Dies 

wurde anhand der gestern präsen-

tierten Öff entlichkeitsarbeit deut-

lich. «Die Mitglieder, der Vorstand 

und das interne Gremium, der Wis-

senschaftliche Rat, setzen sich inten-

siv für das Institut ein, um auf einem 

hohen Qualitätsniveau zu arbeiten», 

betonte Wilfried Marxer, Direktor 

und Forschungsleiter Politikwissen-

schaft. So war das vergangene Jahr 

arbeitsintensiv und ertragreich, 

Vorlesungsreihen und öff entliche 

Vorträge wurden rege besucht. Die 

Belegschaft führte ihre Forschungs-

projekte und Dissertationen voran, 

publizierte deren Ergebnisse und 

hielt Vorträge, auch regelmässige 

Konferenzen mit anderen europä-

ischen Ländern wurden abgehalten: 

Dies in den vier Fachbereichen Ge-

schichts-, Politik-, Rechts- und Wirt-

schaftswissenschaft.

Zahlreiche Projekte abgeschlossen
Zum 25-jährigen Bestehen des Liech-

tenstein-Instituts im vergangenen 

September wurden Beiträge von For-

schenden und Vorstandsmitgliedern 

präsentiert. «Im Oktober bewilligte 

der Landtag für die nächsten vier Jah-

re einen Jahresbeitrag von jeweils ei-

ner Million Franken. Dies unterstützt 

den schrittweisen Ausbau der vier 

Fachbereiche – dennoch werden wir 

vermehrt nach Sponsoren suchen», 

erläuterte Marxer. Trotzdem gab es 

bereits im Jahr 2011 ein breites Ange-

bot an themenbezogenen Projekten.

Im Bereich Rechtwissenschaft be-

gannen die Professoren Andreas 

Kley und Klaus Vallender ihr For-

schungsprojekt «Grundrechtspraxis 

in Liechtenstein» – dessen Publikati-

on ist noch dieses Jahr vorgesehen. 

Jurist Martin Salomon hat seine Ar-

beit «Der Kleinstaat Liechtenstein in 

der grenzüberschreitenden regiona-

len und lokalen Zusammenarbeit» 

abgeschlossen.

Rupert Quaderer wird seine langjäh-

rigen Forschungen zur «Geschichte 

des Fürstentums Liechtenstein im 

Ersten Weltkrieg und bis zur innen-

politischen Krise von 1926» in der 

Geschichtswissenschaft in diesem 

Sommer beenden.

Im Bereich Politikwissenschaft läuft 

seit Mai 2011 ein Forschungsprojekt 

zum Thema «Governance im Klein-

staat – Eine vergleichende Analyse 

gesetzgeberischer Prozesse in Liech-

tenstein».

«Insbesondere wollen wir den Be-

reich Wirtschaftswissenschaft stär-

ken. Er wird ab August wieder be-

setzt sein», führte Marxer aus.

Diverse Vortragsreihen stehen an
In diesem Jahr fand bereits die auf 

grosses Interesse gestossene Vor-

tragsreihe «150 Jahre Verfassung 

1862» von Herbert Wille statt. Des 

Weiteren läuft zum Jubiläum «300 

Jahre Liechtensteiner Oberland 

2012» seit April die Vortragsreihe 

«Der Kauf der Grafschaft Vaduz 1712. 

Hintergründe, Umfeld, Nachwirkun-

gen». «Um Interessierten Einblicke 

in unsere Forschungsergebnisse zu 

ermöglichen, sind für September 

und Oktober weitere Vorträge ge-

plant. Unter anderem die Reihe ‹20 

Jahre nach der EWR-Abstimmung 

1992›, ‹Bewegte Zeiten – Liechten-

stein von 1914 bis 1926› von Rupert 

Quaderer sowie der Peter-Kaiser-

Vortrag von Eberhard Schockenhoff 

zum Thema ‹Wie frei ist der Mensch? 

Zum Dialog zwischen Neurowissen-

schaften und Ethik um die Willens-

freiheit›», berichtete Roswitha Mei-

er, Leiterin der Administration.

Ausbau in Zeiten des Umbruchs
Trotz der Hauptforschungsprojekte 

gestalten sich die Aufgaben der Mit-

arbeiter weitaus vielfältiger. «Sie ha-

ben Nebentätigkeiten und sind ge-

fragte Experten, wenn die Lösung 

wichtiger Probleme ansteht – für 

einzelne Fachauskünfte werden sie 

zu Rate gezogen. Dabei ist das Liech-

tenstein-Institut auch für in- und 

ausländische Medien in zunehmen-

dem Masse eine Anlaufstelle gewor-

den», sind sich Marxer und Meier ei-

nig. Die Vernetzung zu anderen For-

schern und Organisationen erfolgt 

auf verschiedenen Ebenen: So wer-

den auch Studenten betreut und er-

halten die Chance, ein Praktikum zu 

absolvieren. Dadurch will das for-

schende Institut seine Tätigkeiten 

weiter ausbauen und auch internati-

onal möglichst präsent sein.

Aufgrund des Ausscheidens vieler 

langjähriger und älterer Mitglieder 

in naher Zukunft befindet es sich 

derzeit in einer Umbruchsphase – 

ein Generationenwechsel zeichnet 

sich ab. So haben vor allem jüngere 

Leute die Gelegenheit, frischen 

Wind in die verschiedenen Fachbe-

reiche der Einrichtung zu bringen.

Blickten auf das Jahr 2011 zurück und informierten über laufende Projekte:
Roswitha Meier und Wilfried Marxer vom Liechtenstein-Institut. (Foto: Paul Trummer)

Änderung des IVG

Regierung nimmt
Bericht zur Kenntnis
VADUZ Die Regierung hat am Diens-

tag den Vernehmlassungsbericht zur 

Abänderung des Invalidenversiche-

rungsgesetzes (IVG) zur Kenntnis ge-

nommen. Die von der Regierung 

vorgeschlagenen Änderungen des 

genannten Rechtsaktes dienen in 

erster Linie einer Präzisierung, Klar-

stellung und Verankerung diverser 

Aspekte sowie einer Verlagerung der 

kollektiven Leistungen (Subventio-

nen) von der IV zum Staat, heisst es 

in der Mitteilung vom Mittwoch. Ein 

erster Aspekt betrifft demnach die 

Verankerung der bereits gelebten 

Praxis des Zahlungsrhythmus des 

Staatsbeitrages an die IV. Ein zwei-

ter Aspekt betrifft die individuellen 

Leistungen des IVG. Diesbezüglich 

wird vorgeschlagen, die Einwilli-

gung der versicherten Person zur 

Entbindung von der ärztlichen Ge-

heimhaltungspflicht als verfahrens-

rechtliche Regelung ins Gesetz auf-

zunehmen. Auch wird die primäre 

Voraussetzung für einen Anspruch 

auf eine berufliche Umschulung zur 

Änderung vorgeschlagen. Der der-

zeit verankerte Mindest-IV-Grad soll 

aufgeweicht werden, um f lexibler 

auf Einzelfälle eingehen zu können. 

Weiter wird eine Ergänzung in Be-

zug auf die Kompetenz zur Festle-

gung der Höhe der Beiträge an Hilfs-

mittel vorgeschlagen. Bezüglich Ver-

fahrensrecht wird die gesetzliche 

Verankerung der Möglichkeit zur 

Wiedererwägung im IVG angeregt. 

Schliesslich wird die Aufhebung der 

Bestimmungen zu den kollektiven 

Leistungen (Subventionen) der IV 

vorgeschlagen und zwar insbeson-

dere aus Gründen der Transparenz, 

Steuerbarkeit und Einfachheit.

 (red/ikr)

Die Vernehmlassungsfrist dauert bis
8. August 2012. Der Bericht kann bei
der Regierungskanzlei oder über deren
Homepage www.rk.llv.li (unter der Rubrik 
Vernehmlassungen) bezogen werden.

www.volksblatt.li

Stellungnahme zur Revision des 
Stipendiengesetzes verabschiedet
Antworten Die im März-
Landtag aufgeworfenen
Fragen, würden beantwortet, 
heisst es in der Medien-
aussendung vom Mittwoch.

Die Regierung hat am Dienstag die 

Stellungnahme zu den anlässlich der 

ersten Lesung betreffend die Revisi-

on des Stipendiengesetzes aufgewor-

fenen Fragen zuhanden des Landtags-

verabschiedet, teilte das Schulamt 

mit. Das heimische Stipendienwesen 

wurde 2004 auf eine neue Grundlage 

gestellt. Das System sollte transpa-

renter und einheitlicher werden.

«Dieses System hat sich im Grund-

satz bewährt», heisst es in der Mit-

teilung weiter. Nach einigen Jahren 

der Praxis seien aber einige Nach-

besserungen und Optimierungen 

notwendig. Insbesondere soll mit 

der Revision sichergestellt werden, 

dass staatliche Fördermittel für er-

werbsrelevante und zielstrebig zu 

absolvierende Aus- und Weiterbil-

dungen eingesetzt werden. Von den 

verschiedenen vorgeschlagenen 

Massnahmen verspricht sich die Re-

gierung eine Erhöhung der Eigen-

verantwortung der Bezüger.

Die Gesetzesrevision wurde vom 

Landtag im März in erster Lesung 

behandelt. Zu den anlässlich dieser 

Lesung aufgeworfenen Fragen hat 

die Regierung nun ihre Stellungnah-

me verabschiedet. (red/ikr)

Nebenamtliche Richter

Regierung spricht sich für
gestaffelte Bestellung aus
VADUZ  Nach geltendem Recht wer-

den die über 50 nebenamtlichen 

Richter des Obersten Gerichtshofes, 

des Obergerichtes, des Kriminal- und 

des Jugendgerichtes allesamt im 

Fünf-Jahres-Turnus bestellt. Dies be-

deutet alle fünf Jahre einen sehr 

grossen Aufwand für alle am Bestel-

lungsprozess Beteiligten. Die Regie-

rung hat deshalb einen Bericht und 

Antrag verabschiedet, der eine ge-

staffelte Bestellung dieser nebenamt-

lichen Richter vorsieht, teilte das 

Ressort am Mittwoch mit. Das bedeu-

te, dass künftig jährlich höchstens 

zwei nebenamtliche Richterstellen 

pro Senat eines ordentlichen Ge-

richts zu bestellen sein werden, so-

mit jährlich insgesamt höchstens 

dreizehn. Anwendung finden soll 

diese gestaffelte Richterbestellung ab 

dem 1. Januar 2015 – nach Ablauf der 

Amtsdauer der zurzeit bestellten ne-

benamtlichen Richter. (red/ikr)


